
 

 

1 Einleitung und Forschungsstand 

 

„Die Energiewende ist ein Transformationsprojekt, 

das mehr ist als technologische und wirtschaftliche 

Innovation. Sie bedeutet einen grundlegenden Um-

bau, nicht nur in der Energieerzeugung, sondern auch 

in den Städten und im Verkehr, in der Industrie und 

in den Haushalten.“ 

www.bmwi.de – Energiepolitik 

 

Die Ansprüche, die mit der „Energiewende1“ in Verbindung gebracht werden, sind 

hoch – auch von Seiten der Bundesregierung, wie das obige Zitat verdeutlicht. Dabei 

bleibt aber häufig unklar, was mit „Energiewende“ oder Transformation genau ge-

meint ist. Transformation ist ein vieldeutiger Begriff mit historisch vielfältiger Ver-

wendung: Er wurde sowohl im Sinne des Übergangs zu einer Vernunft geleiteten Ge-

sellschaftsgestaltung in den Debatten der Französischen Revolution verwendet als 

auch später zur Bezeichnung der Übergangsperiode zum sowjetischen Sozialismus. 

Polanyi („The Great Transformation“) verwendete ihn wiederum für den Übergang 

zur kapitalistischen Marktwirtschaft (Polanyi 1995). Aber auch in Zusammenhang 

mit Demokratisierungsprozessen autoritärer Regime, bspw. in Südeuropa und La-

teinamerika taucht der Begriff auf. Aktuell ersetzt der Begriff der Transformation in 

 

1 In der vorliegenden Arbeit schreibe ich „Energiewende“ in Anführungszeichen, um zu ver-

deutlichen, dass ich nicht von einem bestimmten Verständnis oder einer Definition von 

„Energiewende“ ausgehe, sondern von „Energiewende“ als Diskurs spreche. Ich hebe 

dadurch die zentrale Bedeutung von „Energiewende“ für meine Arbeit hervor. Zudem ver-

deutliche ich das prozessorientierte Verständnis von „Energiewende“, das sich in ständi-

gem Wandel befindet. Ebenso setze ich „Fukushima“ in Anführungszeichen, um die dis-

kursiv konstituierte Symbolik des Ereignisses für den deutschen Diskurs um „Energiewen-

de“ hervorzuheben. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verzichte ich bei den zahlreichen 

weiteren Begriffen, die vor dem Hintergrund der diskurstheoretischen Perspektive meiner 

Arbeit ebenfalls als diskursiv bestimmt verstanden werden, auf diese Hervorhebung. Bspw. 

sind in diesem Verständnis Natur, Nachhaltigkeit, Transformation erneuerbare Energien, 

Atomausstieg, Klimaschutz, Umwelt, Kultur, Entwicklung sowie zahlreiche weitere Be-

griffe ebenso diskursiv bestimmt. In ihrer Verwendung adressiere ich somit die jeweilige 

im Diskurs zugewiesene Bedeutung. Insofern ich diese Begriffe vor dem Hintergrund mei-

ner eigenen wissenschaftlichen Positionierung verwende, geht dies aus dem Kontext her-

vor. 
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den wissenschaftlichen Debatten sowie in der wissenschaftlichen Politikberatung zu-

nehmend das Leitbild nachhaltiger Entwicklung (Brand 2017: 24) oder wird ergän-

zend zu diesem verwendet, um die Notwendigkeit struktureller Veränderungen her-

vorzuheben (Brand/Wissen 2017: 28ff.). Nachhaltigkeit wird dabei weiterhin als Ziel 

von Transformation benannt2 (vgl. z.B. WBGU 2011a; www.umweltbundesamt.de – 

Transformation; Umweltbundesamt 2018), bleibt aber über einen Verweis auf die 

Brundtland-Kommission hinaus meist ebenso unbestimmt wie der Transformations-

begriff selbst.3 Insbesondere in Folge des Hauptgutachtens des WBGU von 2011 

„Welt im Wandel: Gesellschaftsvertrag für eine große Transformation“ gewann die 

Debatte um Transformation in Deutschland an Bedeutung (WBGU 2011b). 

In Deutschland stellt die „Energiewende“ laut Müller (2012: 30f.) einen „wichti-

gen Kristallisationspunkt gesellschaftlicher Kämpfe“ dar, da sie historisch im Kon-

text sozialer Bewegungen wie einer starken Anti-Atomkraft- und Umweltbewegung 

seit den 70er Jahren entstand. Mit Veröffentlichung der vom Umweltbundesamt 

UBA finanzierten und vom Öko-Institut veröffentlichten Studie „Energie-Wende: 

Wachstum und Wohlstand ohne Erdöl und Uran“ (Krause u.a. 1980) fand der Begriff 

„Energiewende4“ in den 1980er Jahren Eingang in die gesellschaftlichen Debatten.5 

Die „Energiewende“ gilt dabei als „Prüf- und Testfeld“ für oder gegen gesellschaftli-

chen Wandel, beziehungsweise Transformation (Reißig 2012: 20f.). Auch im WBGU 

Gutachten wird Energie als einem von drei zentralen Transformationsfeldern, „an 

denen die Politik zur Transformation ansetzen sollte“ ein herausragender Stellenwert 

 

2 „Unter Großer Transformation versteht der WBGU die weltweite Veränderung von Wirt-

schaft und Gesellschaft in Richtung Nachhaltigkeit“ (WBGU 2011a: 1). 

3 So definiert der WBGU nachhaltige Entwicklung wie folgt: „1987 von der Brundtland-

Kommission [(World Commission on Environment and Development)] als Entwicklung 

definiert, die den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten 

zukünftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren 

Lebensstil zu wählen. Heute existiert eine Vielzahl von Nachhaltigkeitsdefinitionen. Allen 

gemeinsam ist der Anspruch, dass ökonomische, soziale und umweltverträgliche Entwick-

lung gleichzeitig voran getrieben werden müssen“ (WBGU 2011b: 419). Gottschlich 

(2017: 22ff.) untersucht verschiedene Diskursstränge über Nachhaltigkeit und plädiert da-

für, den Begriff der Nachhaltigkeit nicht aufzugeben, sondern ihn als diskursiven Begriff 

zu verwenden. Diesem Verständnis von Nachhaltigkeit als Diskurs schließe ich mich hier 

an und bewege mich auf Grundlage der in der vorliegenden Arbeit vorgenommenen Positi-

onierung auf spezifische Weise innerhalb dieses Diskurses. 

4 Krause u.a. (1980: 23ff.) verbanden mit „Energiewende“ zunächst überwiegend Forderun-

gen nach einer technischen Umstellung der Energieversorgung sowie einer Reduktion des 

Energieverbrauchs, u.a. durch „bessere Energienutzung“. Sie verbanden diese Forderungen 

aber auch mit einer Infragestellung bedingungslosen materiellen Wachstums und vertraten 

die These der Möglichkeit einer Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Energiever-

brauch. 

5 Laut einer Untersuchung von Dernbach (2015) zeigen sich die ersten Treffer für „Energie-

wende“ in der COSMAS-Datenbank des Instituts für Deutsche Sprache IDS, eine „der um-

fangreichsten Textdatenbanken“ für die deutsche Sprache, in der bspw. Zeitungs-, Fach-, 

und Sachartikel sowie Literatur gesammelt werden, im Jahr 1986 (Dernbach 2015: 27). 
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beigemessen (WBGU 2011: 3). In Deutschland beträgt der Anteil der energiebeding-

ten Treibhausgasemissionen an den Gesamtemissionen ca. 85% (Letzte Aktualisie-

rung des UBA aus 2019 mit Daten aus 2017; www.umweltbundesamt.de – Treib-

hausgasemissionen). Um das 2-Grad-Ziel noch zu erreichen, sei laut WBGU eine 

globale „Energiewende“ sowie eine Abkehr vom auf „fossilen Energieträgern basie-

renden Wirtschaftswachstum“ im Rahmen einer großen Transformation dringend er-

forderlich (WBGU 2011: 3). Der WBGU verdeutlicht an dieser Stelle den Zusam-

menhang zwischen dem industriellen Wirtschaftssystem und seinen ökologischen 

Auswirkungen und verweist auf die Tragweite des notwendigen Transformationspro-

zesses (Biesecker u.a. 2015: 5). 

 

„Indem der Beirat diesen Zusammenhang herstellt, geht er über die bisherige Debatte zur Ener-

giewende hinaus: Wird hier [gemeint ist in der bisherigen Debatte] die Umstellung der Energie- 

bzw. Stromversorgung noch auf technisch ökonomische Aspekte verkürzt diskutiert, so wird im 

Hauptgutachten [WBGU 2011b] mit Verweis auf die drei zentralen Transformationsfelder 

schon deutlich, dass eine Wende hin zur Nutzung ‚neuer Energien‘ in ‚alten (gesellschaftli-

chen) Verhältnissen‘ nicht gelingen wird […]“ (Amri-Henkel u.a. 2017: 13). 

 

Doch finden solche Verständnisse von „Energiewende“ und Transformation auch 

Eingang in die Bundespolitik? Oder: Was genau ist politisch gemeint, wenn von 

„Energiewende“ als einem Transformationsprojekt die Rede ist? Welche politischen 

Ziele werden im Zusammenhang mit „Energiewende“ adressiert? Dies sind grundle-

gende Fragen der vorliegenden Arbeit. 

Im Zentrum der politischen Problematisierung von „Energiewende“ scheinen 

zwei Anliegen zu stehen: Den Energieverbrauch zu senken und den Anteil erneuerba-

rer Energien zu erhöhen. Laut Umweltbundesamt ist der Endenergieverbrauch in 

Deutschland seit 1990 aufgrund von „Wirtschaftswachstum und Konsumsteigerun-

gen“ allerdings trotz Effizienzsteigerungen kaum gesunken (www.umweltbundes 

amt.de – Energieverbrauch). Darüber hinaus ist die Debatte um die „Energiewende“ 

in Deutschland auf den Strombereich fixiert, obwohl de facto die Steigerung des An-

teils der erneuerbaren Energien in anderen Energiebereichen deutlich niedriger aus-

fällt. Der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch beträgt 2018 

16,6%, am Stromverbrauch 37,8% (www.umweltbundesamt.de – erneuerbare Ener-

gien). Zum einen scheint sich das vielfach mit „Energiewende“ verbundene Verspre-

chen der Möglichkeit einer Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und Energiever-

brauch (vgl. z.B. Krause u.a. 1980: 23) also nicht einzulösen. Zum anderen bleibt in 

Anbetracht der Zahlen selbst die bloße technische Umstellung des Energiebereichs 

auf erneuerbare Energien offensichtlich weiterhin eine anspruchsvolle Herausforde-

rung. 

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob und inwiefern sozial-ökologische Zu-

sammenhänge von den politischen Akteur*innen adressiert werden. Im WBGU-

Gutachten steht nach einer Analyse von Biesecker u.a. (2015) nicht das ‚sozial-

ökologische Ganze‘ im Fokus. Vielmehr wird der „gesellschaftliche Umgang mit 

Energie“ hauptsächlich in Bezug auf „nachhaltigere[…] Konsumstrukturen, effizien-

tere[…] Produktionsstrukturen und erneuerbare[…] Energieträger aufgegriffen“ 

(Biesecker u.a. 2015: 16), ohne eine sozial-ökologische und soziokulturelle Einbet-

tung vorzunehmen. Biesecker u.a. (2015) kritisieren, dass dem Kapitalismus inhären-
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te, sozial-ökologische Externalisierungsprozesse nicht identifiziert werden – dass 

Macht- und Herrschaftskritik ausbleiben. Dem folgend sind auch die darin präsentier-

ten Lösungsansätze letztlich in weiten Teilen als eher technikorientiert zu bewerten 

(Biesecker u.a. 2015: 16f.). Trotz des politischen Beschlusses zur „Energiewende“ 

sind die Herausforderungen zur Umstellung der fossilen auf eine erneuerbare Ener-

gieversorgung nach wie vor also enorm – während sich gleichzeitig die Frage auf-

drängt, ob eine mangelnde Thematisierung des sozial-ökologischen Zusammenhangs 

der „Energiewende“ der Bewältigung dieser Herausforderungen im Wege steht. 

Zweifellos birgt eine „Energiewende“ transformative Potenziale, schon allein 

aufgrund ihrer historischen Initiierung als Bottom-up Prozess. Mautz (2017) arbeitet 

heraus, dass eine expandierende soziotechnische Nische nicht nur Kräfteverschie-

bungen im Energiesektor bewirken konnte, sondern, dass gleichzeitig ein gesell-

schaftlicher Umbruch stattfand, in dem die für die „Energiewende“ maßgeblichen 

Akteur*innen unter einer breiten bürgerschaftlichen Beteiligung zu einer neuartigen 

Basis des Energiesektors wurden (Mautz 2017: 196f.). Ein Ziel war für viele Ak-

teur*innen dabei auch die Demokratisierung der Energieversorgung sowie eine sozial 

gerechtere Energieproduktion. Dies sollte u.a. durch Energie in Bürger*innenhand er-

reicht werden (Radtke 2018: 284). Thomas (2012) zeigt auf, wie die „Energiewende“ 

kommunalpolitische Handlungsspielräume (wieder) erweitern und dadurch zu einer 

Demokratisierung auf kommunaler Ebene beitragen kann. Die Beteiligung an der 

Energieproduktion und -versorgung als öffentlichem Gut oder damit zusammenhän-

gende Rekommunalisierungen können „Aushandlungsmöglichkeiten über öffentliche 

Güter wieder in die Hände der Bürger legen“ und Beteiligung auf lokaler Ebene als 

wesentlichen „Ansatzpunkt für Lernprozesse“ ermöglichen (Thomas 2012: 5f). 

In Bezug auf transformative Prozesse im Rahmen der „Energiewende“ sind dar-

über hinaus veränderte räumliche Strukturen zu nennen, u.a. durch eine mit der 

„Energiewende“ zusammenhängende Hybridisierung von Stadt und Land.6 Diese 

kann mit der Veränderung gesellschaftlicher Naturverhältnisse einhergehen, wie 

Hofmeister/Scurrell (2016) und Kanning u.a. (2016) herausarbeiten. Die zentralen 

Raumbeziehungen der fossilen Energiewirtschaft werden demnach vermehrt durch 

dezentrale, in der Fläche ausgedehnte und sichtbare Produktionsstrukturen ersetzt – 

neue „Energielandschaften“ entstehen. Zudem bestimmen im Zuge des Ausbaus er-

neuerbarer Energien zunehmend die Produktionszeiten natürlicher Systeme die Ener-

gieversorgung (bspw. über die Verfügbarkeit von Wind und Sonne) – gesellschaftli-

che Naturverhältnisse verändern sich hier also auch in zeitlicher Dimension. Dadurch 

ist eine postfossile Gesellschaft verstärkt gezwungen „sich der raum- und zeitlichen 

Kontextgebundenheit ihres Energiesystems […] – und mithin auch der bislang im 

Ökonomischen abgespaltenen Dimension der Naturproduktivität“ (Amri-Henkel u.a. 

2017: 17) bewusst zu werden. Auch aus Geschlechterperspektive sind die mit der 

 

6 Hofmeister/Scurrel (2016: 188) beschreiben dies u.a. folgendermaßen: „Diese Transforma-

tion der Raummuster in eine StadtLandschaft wird in den letzten zehn Jahren durch die so-

genannte Energiewende forciert: Dabei gehen wesentliche Impulse von den ‚ländlichen‘ 

Gebieten in der Region aus, die durch neue innerstädtische Flächennutzungen, mit denen 

‚Natur‘ in die Städte hineingeholt wird, flankiert werden“. „Ländliche und städtische Räu-

me werden als ein Kontinuum mit verschiedenen Schwerpunkten sichtbar“ (ebenda: 195). 
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„Energiewende“ einhergehenden strukturellen Veränderungen interessant: So wird 

die geschlechtshierarchische Trennung zwischen öffentlich und privat zumindest irri-

tiert, indem aus Konsument*innen Produzent*innen werden, wie der Begriff der Pro-

sument*innen verdeutlicht.7 

 

„Indem also andere materiell-physische Prozesse und neue technische Systeme auf gesell-

schaftliche Prozesse einwirken („Doing Nature“), verändern sich gesellschaftliche Natur- und 

Geschlechterverhältnisse („Doing Gender“)“ (Kanning u.a. 2016: 223).8 

 

Die Transformation des Energiesystems birgt also zumindest das Potenzial, dass hie-

rarchische Trennungsstrukturen an Bedeutung verlieren, dass das vormals Abgespal-

tene sichtbar wird. Doch wird die bundespolitische Gesetzgebung diesen Potenzialen 

gerecht oder steht sie ihnen eher entgegen? 

Vor dem Hintergrund des sich hier abzeichnenden Problemfeldes führe ich im 

vorliegenden Kapitel in den Gegenstand meiner Arbeit sowie in die der Arbeit zu-

grunde liegenden Forschungsfragen (1.1) ein, nehme eine theoretische Verortung 

meiner Arbeit sowie damit zusammenhängend eine Positionierung vor (1.2) und prä-

sentiere die Struktur der Arbeit (1.3). Der zugrunde liegende aktuelle Forschungs-

stand fließt dabei in alle Unterkapitel mit ein. 

 

 

1.1 GEGENSTAND UND FORSCHUNGSFRAGEN 

 

In einer Befragung von 54 Expert*innen aus dem Bereich der Energiepolitik kom-

men Joas u.a. (2014, 2016) zu dem Schluss, dass die politischen Ziele der „Energie-

wende“ sowie ihre Rangordnung unklar seien. Während die Befragten überwiegend 

Klimaschutz priorisierten, werde in den politischen Debatten des Bundestags vor al-

lem „das energiepolitische Zieldreieck aus Wirtschaftlichkeit [bzw. Bezahlbarkeit], 

Versorgungsicherheit und Umweltverträglichkeit“ hervorgehoben (Joas u.a. 2014: 7). 

Im Rahmen des Projektes „TraVo: Vorsorgendes Wirtschaften. Transformationen in 

Ökonomie und Politik“ wurde anhand von 7 Leitfaden gestützten Interviews9 mit 

Expert*innen, die Zugang zu parlamentarischen Entscheidungsprozessen haben, eine 

Sondierungsstudie durchgeführt (vgl. Amri-Henkel u.a. 2017). Diese kam zu dem 

Schluss, dass die interviewten Politikexpert*innen zwar alle von der Notwendigkeit 

 

7 Auf den theoretischen Hintergrund gesellschaftlicher Natur- und Geschlechterverhältnisse 

wird im Verlauf der Einleitung noch eingegangen. 

8 Ob dabei allerdings neue Geschlechterhierarchien entstehen bleibt gemäß den Autorinnen 

zunächst noch offen. 

9 Die Interviews wurden zwischen Ende 2015 und Anfang 2016 durchgeführt. Interviewt 

wurden Vertreter*innen aus einer Gewerkschaft, einem Umweltverband, einem Sachver-

ständigenrat, einem Forschungsinstitut, einem industriellen Interessensverband, einem gro-

ßen Energiekonzern sowie ein*e Politiker*in aus dem Bundestag. 
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